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Drucksache Nr. 822 


Anfrage Nr. 68 

der Fraktion der SPD 


betr.: Rechte der Arbeiter und Angestellten der 
früheren Verwaltung des Vereinigten 
W irtschaftsgebietes. 


Durch die Überführung, Auflösung oder Abwicklung der Ver- 
waltungsstellen des früheren Vereinigten Wirtschaftsgebietes 
nach Artikel 130 des Grundgesetzes werden die Rechte der 
Beamten nicht betroffen. 

Wir fragen die Bundesregierung: 

Welche Regelung ist vorgesehen, um auch die Rechte der 
Arbeiter und Angestellten zu schützen und zu verhindern, 
daß die Maßnahmen nach Artikel 130 des Grundgesetzes 
zum Anlaß von Kündigungen genommen werden, auch 
wenn entsprechende Arbeitsplätze bei den Bundesbehörden 
zur Verfügung stehen und neu besetzt werden müssen ? 

Was ist insbesondere geschehen, um die Weiterbeschäf- 
tigung aller » schwerbeschädigten und aller aus rassischen, 
politischen oder religiösen Gründen verfolgten Angestellten 
und Arbeiter der bisherigen Verwaltungen des Vereinigten 
Wirtschaftsgebietes bei den Bundesbehörden zu sichern 
und zu verhindern, daß ihnen gegenüber die formelle 
Auflösung der Verwaltungsstellen zum Anlaß einer Kündi- 
gung genommen wird? 
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